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können und sollten m. E. nichts daran ändern, daß auch in 
Zukunft Rechtskonflikte auf den Gebieten des Straf-, Zivil-, 
Familien- und Arbeitsrechts — evtl, ergänzt um das LPG- und 
Bodenrecht — den Kern des Gegenstands der Rechtsprechung 
bilden.12 Wie bisher bereits erkennbar, sollten daher auch 
künftig Sachentscheidungskompetenzen der Gerichte in Ver­
waltungsangelegenheiten gemäß § 10 Abs. 2 GNV dann fest­
gelegt werden, wenn diese Berührung zu den eben genann­
ten Rechtsgebieten haben, auf denen ausschließlich die Ge­
richte in Fällen von Rechtsverletzungen und Rechtsstreitig­
keiten entscheidungsbefugt sind.

Stärkung des einheitlichen Gerichtssystems

Je vielfältiger die Aufgaben der Gerichte sind und werden, 
desto notwendiger ist es, die Einheit ihrer Rechtsprechung zu 
sichern und — als Voraussetzung dafür — das einheitliche Ge­
richtssystem zu stärken. Die Einheitlichkeit des Gerichts­
systems sollte auch dadurch verdeutlicht werden, daß im er­
heblich größeren Umfang als bisher grundlegende Bestim­
mungen aus dem Gesetz, über die gesellschaftlichen Gerichte 
(GGG) und der Militärgerichtsordnung (MGO) in das GVG 
übernommen werden. Insgesamt sollte der Charakter des 
GVG als komplexes Grundlagengesetz für das gesamte Ge­
richtssystem verstärkt werden.

Zu-prüfen wäre in diesem Zusammenhang auch, ob künftig 
für die Tätigkeit der gesellschaftlichen Gerichte der Begriff 
„Beratung“ beibehalten werden sollte oder ob es besser wäre, 
einheitlich die Bezeichnung „Verhandlung“ zu verwenden. 
Ein einheitlicher Begriff würde unterstreichen, daß es inner­
halb des einheitlichen Gerichtssystems nicht zwei Qualitäten 
von Rechtsprechung — eine „staatliche“ und eine „gesell­
schaftliche“ — gibt, sondern daß Rechtsprechung stets Aus­
übung staatlicher Machtbefugnisse ist. Solche Machtbefugnisse 
können — nicht nur hinsichtlich der Rechtsprechung — im 
Zuge des Gesamtprozesses der Vergesellschaftung staatlicher 
Tätigkeit auch gesellschaftlichen Organen übertragen sein 
oder werden.

Die Darstellung des Gerichtssystems sollte — anders als im 
geltenden GVG — beim Obersten Gericht als dem für die 
zentrale staatliche Leitung der Rechtsprechung aller staat­
lichen und gesellschaftlichen Gerichte in der DDR verantwort­
lichen Organ der Volkskammer beginnen.

Leitung der Rechtsprechung
Für die Leitung der Rechtsprechung gilt insofern das Prinzip 
des demokratischen Zentralismus, als das Oberste Gericht die 
Einheit der Rechtsprechung im Grundsätzlichen und ihre 
eigenverantwortliche Ausübung im konkreten Falle, also die 
verantwortungsbewußte Entscheidung innerhalb des gesetz­
lichen Rahmens durch die nachgeordnetfen Gerichte zu sichern 
hat. Durch die Leitung der Rechtsprechung müssen die Ent­
scheidungssicherheit, Selbständigkeit und Unabhängigkeit der 
Gerichte in ihrer Rechtsprechung erhöht und damit das Ver­
trauensverhältnis zwischen den Bürgern und den Gerichten 
weiter gefestigt werden.

Die Mittel und Methoden der Leitung der Rechtsprechung 
durch das Oberste Gericht, so wie sie in § 20 Abs. 2 des gel­
tenden GVG bestimmt sind, sollten nicht erweitert werden. 
Deshalb empfiehlt es sich wohl auch, darauf zu achten, daß 
nicht anderen, insbesondere in den letzten Jahren in der 
Praxis entstandenen und teils bewährten informellen Lei­
tungsmitteln (gemeinsame Standpunkte u. a.) eine Verbind­
lichkeit zugeschrieben wird, die sie — im Unterschied zu den 
Richtlinien und Beschlüssen des Obersten Gerichts — nicht 
haben. In bisherigen Diskussionen über die Neufassung des 
GVG ist es überwiegend abgelehnt worden, im Gesetz den 
Rechtssätzen des Obersten Gerichts eine — wenn auch einge­
schränkte — Verbindlichkeit zuzuerkennen. Auch nach Auf­
fassung des Obersten Gerichts selbst haben die Rechtssätze 
orientierenden Charakter; sie sind zu beachten, aber nicht 
verbindlich. Genau dies könnte aber auch im GVG Ausdruck 
finden.13

Einer flexiblen Leitung 'der, Rechtsprechung durch das 
Oberste Gericht und der Gewährleistung der Gesetzlichkeit 
würde es dienen, wenn die Neufassung des GVG eine Be­
stimmung enthielte, daß das Oberste Gericht in Ausnahme­

fällen auch auf anderen Rechtsgebieten als dem Strafrecht 
(§ 313 Abs. 3 StPO) nach Ablauf der Antragsfrist die Kassation 
rechtskräftiger Entscheidungen beschließen kann.

Außerdem'sollte künftig der Große Senat des Obersten 
Gerichts (§ 40 а des geltenden GVG) nicht nur als Rechtsmit­
telinstanz für solche Strafsachen fungieren, die beim Obersten 
Gericht in erster Instanz verhandelt wurden — was seit län­
gerer Zeit nicht mehr der Fall war und daher auch prinzipiell 
in Frage gestellt werden könnte —, sondern er sollte faktisch 
auch die bisherigen Entscheidungsbefugnisse des Präsidiums 

'des Obersten Gerichts in Kassationsangelegenheiten überneh­
men. Dem Präsidium würde -insofern dann ausschließlich die 
Befugnis zur Kassation von Entscheidungen des Großen Se­
nats obliegen. ‘ •

Ein weitergehender, m. E. durchaus diskutabler Vorschlag 
geht dahin, die Einführung eines Revisionsverfahrens ernst­
haft zu prüfen, vor allem um den Bürger aus der — bei der 
bisherigen Kassationsregelung unvermeidlichen — Position 
eines Bittstellers ohne Rechtsanspruch auf Beseitigung ins­
besondere einer ungesetzlichen zweitinstanzlichen Entschei­
dung herauszubringen. Folgt man diesem Vorschlag, so würde 
es genügen, künftig als eine zusätzliche Sicherheit für Aus­
nahmefälle ausschließlich dem Präsidenten des Obersten Ge­
richts die Befugnis einzuräumen, die Kassation beim Prä­
sidium des Obersten Gerichts zu beantragen.

Vorschläge in bezug auf die Bezirksgerichte 
und Kreisgerichte

Die Stellung der Bezirksgerichte im Gerichtssystem sollte mit 
der Neufassung des GVG durch die Bestimmung verdeutlicht 
werden, daß das Bezirksgericht verpflichtet ist, die Gesetz­
lichkeit und Einheitlichkeit sowie die gesellschaftliche Wirk­
samkeit der Rechtsprechung und der damit verbundenen Auf­
gaben der Kreisgerichte Und der gesellschaftlichen Gerichte 
im Bezirk zu gewährleisten. Das erfolgt — wie bisher — vor­
rangig durch die eigene Rechtsprechung und vielfältige For­
men der Anleitung der nachgeordneten Gerichte, was jedoch 
ausdrücklich bestimmt werden sollte. Die Wiedereinführung 
einer Kompetenz des Bezirksgerichts bzw. seines Präsidiums 
zum Erlaß füf die Rechtsprechung verbindlicher Beschlüsse 
wird nicht für zweckmäßig gehalten.

Es ist vorgeschlagen worden, daß der Direktor des Bezirks­
gerichts künftig die Amtsbezeichnung „Präsident“ führen 
sollte. Das würde die Bedeutung der Bezirksgerichte unter­
streichen. Die Vorsitzenden der Senate des Obersten Gerichts 
und der Bezirksgerichte sollten künftig als „Senatsvorsit­
zende“ in ihre Funktion berufen werden; der Titel „Öber- 
richter“ wäre dann keine Funktionsbezeichnung mehr und 
brauchte nicht mehr in das GVG aufgenommen zu werden.

Ausdruck der Einheit des Gerichtssystems und der Quali­
fizierung der Leitung der Rechtsprechung dienlich ist auch die 
vorgeschlagene Erweiterung der Befugnis des Direktors des 
Kreisgerichts in bezug auf die Heranziehung von Rechtsange­
legenheiten, die gemäß § 3 der 1. DB zur ZPO vom 25. Oktober 
,1977 (GBl. I Nr. 32 S. 349) bisher auf Arbeitsrechtssachen be­
schränkt ist. Entsprechendes gilt für das Antragsrecht des 
Staatsanwalts des Kreises. Die Neufassung des GVG sollte es 
ermöglichen, Rechtsangelegenheiten im gesamten sachlichen 
Zuständigkeitsbereich der gesellschaftlichen Gerichte — wenn 
es wegen der Bedeutung, Folgen oder Zusammenhänge der 
Sache angeraten erscheint — an das Kreisgericht zur Verhand­
lung und Entscheidung heranzuziehen. Dies könnte nicht zu­
letzt im Falle einer erneuten Erweiterung der Zuständigkeit 
der gesellschaftlichen Gerichte besondere Bedeutung erlan­
gen.

Weiter erscheint es mir angebracht, die Befugnisse der 
Kreisgerichte bei- der Vollstreckung ihrer Entscheidungen

12 Vgl. Grundlagen der Rechtspflege, Lehrbuch, a. a. O., S. 50.
Die ausdrückliche Aufnahme des LPG- und Bodenrechts ist 

nur eine notwendige (und überfällige) Konsequenz aus ander­
weitigen gesetzlichen Regelungen (z. B. § 42 LPG-G, der aller­
dings durch entsprechende Zuständigkeitsregelungen weiter aus­
gefüllt werden sollte).

13 Mindestens aber dürfte es an der Zeit sein, die bisher einzige 
Entscheidung des" Obersten Gerichts vom 15. November 1960 
- 2 Zz 18/60 - (NJ 1961, Heft 3, S. 104), in der zur Verbindlichkeit 
der in Entscheidungeh des Obersten Gerichts dargelegten Rechts­
ansichten Aussagen getroffen werden, in diesem Sinne zu aktua­
lisieren.


